
woxx"bömbte" gegen Krieg
Di e Ami s bombten − und di e woxx
"bömbte" zurück. Unsere Zeitung
reagi erte auf den Begi nn des US−
ameri kani schen und briti schen An-
griffs auf den I rak, i ndem si e di e
vorderen Seiten mit kl ei nen

" Bömbchen" mit der Botschaft " with l ove
from the USA" versah. Nachdem George
W. Bush di e pazifi sti sche Botschaft der
woxx ni cht beherzi gt hatte − vi ell ei cht,
weil das Wei ße Haus noch i mmer kei n
woxx−Abo besitzt, der texani sche US−
Präsi dent den Text ni cht verstand oder
gar di e " Bömbchen" mit Zäpfchen ver-
wechselte −, griff unsere Redakti on zu
anderen Maßnah men. Angesi chts des
trauri gen Erei gni sses i m I rak veränderte
di e woxx kurzerhand den Seitenkopf auf
der Titel seite und demonstri ert auf jeder
Seite expl osi onsarti g: " No War! "

Dieluxemburgische
Regierungstreicht
abgewiesenen

AsylbewerberInnen die
Lebensmittelgutscheine.

Eine Methode, dielaut Asti
systematisch angewandt

wird.

Überzeugung und Zwang sind
imallgemeinen Sprachgebrauch
zweierlei Dinge − oder sie sind
zwei verschiedene Wortefür ein
und dieselbe Sache. Zum Bei-
spiel machte das Luxembur-
ger Justizministerium den
Flüchtlingen aus Montenegroi m
vergangenen Sommer unmiss-
verständlich klar, dass sie sich−
nachdemihre Asylanträge abge-
lehnt wurdenunddamit auchihr
Flüchtlingsstatus vom luxem-
burgischenStaat aberkannt wur-
de − illegal auf dem Boden des
Großherzogtums aufhielten.
Der Rest der Geschichte dürf-

te bekannt sein: Einige Flücht-
lingsfamilien wurden in Nacht−
und Nebelaktioneninihrefrühe-
re Hei mattransportiert.
Dass die luxemburgische Re-

gierungaber nicht nur einen Un-
terschied zwischen Menschen
mit "legalem" und solchen mit
"illegalem" Aufenthaltsstatus
macht, sondernauchjene unter-
schiedlich behandelt, denen
eine Abschiebung blüht, wurde
erst kürzlich von der Associa-
tion de Soutien aux Travailleurs
Immigrés (Asti) aufgegriffen.
Nicht nur dass die abgelehnten
AsylbewerberInnen− ob sie nun
in einem Foyer oder in einer
vomFamilienministeriumfür sie
angemieteten Pension darauf
warten, "zwangsrückgeführt" zu
werden− als sogenannteIllegale
zu Menschen zweiter Klasse ab-
gestempelt werden. Nachdem
ihr Asylantrag abgelehnt wurde,
werden einigen unter ihnen da-
rüber hinaus auch noch die Es-
sensgutscheinegestrichen.

Unfrei williges Camping
Der Weg der AsylbewerberIn-

nen in Luxemburg bis zur Ent-
scheidung überihren Antragauf
Asyl beginnt in der Regel bei m
Justizministerium. Dort stellen
sie ihren Antrag, und von dort
werden sie mit einem"rosa Pa-
pier" zum Familienministerium
geschickt. Das wiederumteiltih-
nen eine Unterkunft zu. "Ein al-
tes Problem, das von Tagzu Tag

größer wird", bezeichnet Chris-
tiane Welter vomCommissariat
duGouvernement auxEtrangers
dieSchwierigkeit, für dieFlücht-
linge eine Bleibe zu finden.
"Aber irgendwie schaffen wir es
jeden Abend, die Menschen un-
terzubringen." Wer wohin ge-
schickt wird, hängt davon ab,
woetwasfrei ist. "Familienkom-
men in der Regel in Foyers un-
ter, Junggeselleneherin Pensio-
nen", erklärt Welter.
Dass die eine oder andere Fa-

milie in den Sommermonaten
notfalls zumCampen verdammt
ist, zeigte i mvergangenen Jahr
der Fall einer Roma−Familie aus
Serbien. Die beiden Erwachse-
nen bekamen vom Familienmi-
nisterium ein Zwei−Personen−
Zelt verpasst und verbrachten
die Nacht mitihrendrei Kindern
auf demCampingplatz.

Logik der Unlogik
Als AsylbewerberInnen steht

den Neuankömmlingen das
Recht auf soziale Leistungenzu.
"Gemäß den Grundsätzen der
universell gültigen Menschen-
rechte und der Eurozivilität,
wird die Staatsangehörigkeit in
diesem Bereich zunächst nicht
beachtet", erläutert der Berliner
Politikwissenschaftler Jürgen
Fijalkowsi das Recht der Asylbe-
werberInnen auf eine soziale
Grundversorgung. InLuxemburg
bekommen sie demnach ein Ta-
schengeld, das sich nach den
Angaben des Familienministeri-
umfür einen Erwachsenen auf
100 Euro monatlich beläuft. Kin-
der von zwei bis elf Jahren er-
halten 20 Euro und Jugendliche
45 Euro. Zur Versorgung ihrer
Kleinkinder stehen den Eltern
124Eurozu.
In einigen der Flüchtlings-

foyers wirdgekocht, indie meis-
ten wird das Essen geliefert.
Trifft beides nicht zu, erhalten
die Betroffenen Essensgutschei-
ne. Weitere Leistungensindzum
Beispiel die zwei mal 50 Euro
proJahrfür Schuhe. Die medizi-
nische Hilfe, Krankenkassenbei-

träge und die Kostenfür den öf-
fentlichen Personentransport
überni mmt ebensoder Staat.
Nach Ablehnung des Asylan-

trags können zwei mögliche Fäl-
le eintreten: Erklären die Abge-
wiesenensichbereit, freiwilligin
ihr Herkunftsland zurückzukeh-
ren, soweit sie dafür gültige Pa-
piere haben, erhalten sie bis
zumZeitpunktihrer Abreise wei-
ter Taschengeld sowie die Gut-
scheine; lehnensie einefreiwilli-
ge Rückkehr ab, wirdihnen bei-
des gestrichen. Eine Ausnahme
werde bei Kranken und bei Kin-
dern unter drei Jahrengemacht,
schränkt Christiane Welter ein.
Von der Streichung der Gut-

scheine sind nach Asti−Angaben
derzeit 184 Menschen betroffen.
Der Entzug der Essensgutschei-
ne sei nicht nur ein weiteres
"Überzeugungsmittel" seitens
des Justizministeriums, sagte
kürzlich der Asti−Vertreter Jean
Lichtfous, sondern der Versuch,
diese Menschen regelrecht
auszuhungern− jedenfalls sei es
weder eine soziale noch
menschliche Lösung, sondern
"eine Methode, diesystematisch
angewandt wird", so Asti−Präsi-
dent Serge Kollwelter.
"Es gibt ein Grundrecht, men-

schenwürdig zu leben", betont
die Flüchtlingsbeauftragte der
Caritas, Agnès Rausch gegen-
über der woxx. Zwar leiste der
Staat während des Asylverfah-
rens noch seine Pflicht, danach
jedochnicht mehr. "Dieabgewie-
senen Asylbewerber befinden
sichin einemrechtlosen Raum",
stellt Rauschfest undfügt hinzu:
"Sie werdenzwar nicht gleichzu-
rückgeschickt, bekommen aber
auch kein Aufenthaltsrecht. Die-
se Logik entspricht der Unlogik
in der Vorgehensweise des Jus-
tizministeriums."
Dieinständiger Angst vor Ab-

schiebung Lebenden sind dem-
nach nicht nur ohne das Recht,
durch Arbeit ihren Lebensunter-
halt zu leisten, sondern auch
ohne Lebensmittel. Schließlich
sei davon auszugehen, räumt
Christiane Welter ein, dass viele
AsylbewerberInnen, während
sieauf die Entscheidungüberih-
renAntrag warteten, schwarz ar-
beiteten: "Etwa ein Drittel arbei-
tet nicht, ein Drittel arbeitet in
Vollzeit, ein weiteresinTeilzeit."
Agnès Rausch weist zudem

auf die ausgeprägte Familien−
bzw. Clansolidarität unter den
Flüchtlingen hin, die beimÜber-
leben hilft. Eine Solidarität, die
ihnen seitens des luxemburgi-
schen Staates nach Ablehnung
des Asylantrags nicht mehr ge-
zeigt wird. Schließlichbleibt den
aus der Obhut des Sozialstaats
Entlassenen nur noch die Frei-
heit, freiwillig oder unfreiwillig
zu gehen. Wer Pech hat, und an-
fangs nicht einen Platz in einem
Foyer mit Vollpension zugewie-
sen bekam, hat auch keinen An-
spruch auf weitere Leistungen−
nicht einmal mehr auf Essen.

StefanKunzmann
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Überreagiert
Haben Polizeibeamte gegen Friedens-
aktivistInnen unverhältnismäßig
agiert? Essieht ganz so aus.

Nächste Woche:
Multikulti oder Schmelztiegel?
I st Luxemburg, das Land mit dem höchsten
Ausl änderI nnen−Anteil i n der EU, besonders
i ntegrati onsfreundli ch gegenüber I mmi gran-
tI nnen? Unter anderem mit di eser Frage be-
schäfti gt si ch di e nächste woxx.

Es waren martialische Bil der, die die Presse zu den
luxemburgischen Anti−Kriegs−Protesten der vergange-
nen Woche veröffentlichte: Jugendliche i m Würgegriff
von Zivil beamten, Polizei mit Schlagstöcken. Sicherlich,
esist ein bekanntes Phänomen, dassvereinzelte Randa-
lierer auf Demos die Auseinandersetzung mit der Polizei
geradezu suchen. Dass Polizisten auf Flaschenwürfe
reagieren, ist nachvollziehbar und dient der Sicherheit
aller. Doch Augenzeugenberichte stellen die Verhältnis-
mäßigkeit des Einsatzes infrage. Warumhat die Polizei
den Platz vor der Botschaft nicht schon i m Vorfeld
der Demofrei geräumt− statt mit gefährlichen Absperr-
gittern und Betonblöcken tausende SchülerI nnen einzu-
pferchen? Wieso wurden frühzeiti ge Warnungen
über die Masse der Teil nehmerI nnen in den Wind ge-
schlagen?
Noch schli mmer: Kann es wirklich sein, dass Kinder
während einer Demo nicht nur durch gefährliche Ab-
sperrungen umihre körperliche Unversehrtheitfürchten
müssen, sondern völli g grundlos mit dem Schlagstock
geschlagen werden? Sollten die Augenzeugenberichte
sti mmen, dann hat die Polizei bei der Organisationi hrer
Arbeit versagt − ehe die Randale überhaupt angefangen
hat − und überreagiert.
Ähnliche Mängel bei der Koordination scheint es auch
amvergangenen Freitag gegeben zu haben. Und wenn
eszutreffen sollte, dass ein Polizist einen Menschen an-
derer Hautfarberassistisch beschi mpft hat − dann muss
man ernstlich bezweifel n, ob diese(r) Beamte überhaupt
für den Ordnungsdiensttauglich ist.
Auch die eingesetzten Zivil polizisten, die unverhohlen
Fotos von Teil nehmerI nnen schießen und sich sogar in
die Mitte der Demo drängeln, werfen Fragen auf − die
nach der polizeilichen Taktik. Wir wissen es aus anderen
Ländern: Nicht selten provozieren Beamte in Zivil, um
der Polizei erst Gründefür ein massives Einschreiten zu
geben.
I mmerhin: Sollte die Polizei mit i hremrepressiven Auf-
treten versucht haben, protestwilli ge BürgerI nneninsge-
samt einzuschüchtern, soist ihnen das nicht gelungen.
Die SchülerI nnen haben angekündigt, weiterhin gegen
den Krieg (umden esja eigentlich geht) zu demonstrie-
ren. Richti g so.

Statt Essensgutscheinen ein AnrufbeimPizzaservice? (Foto: Christian Mosar)
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